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Satzung des bvvp Thüringen 
Änderungsantrag zum 24.10.2025 

 

 
§1 Name und Zweck 
(1) Der Verein führt den Namen Berufsverband der VertragspsychotherapeutInnen - Thü-

ringen (bvvp Thüringen), in dieser Satzung Landesverband genannt. 
Der Landesverband ist verfahrens- und berufsübergreifend orientiert. Er umfasst ärztliche Psy-
chotherapeutInnen, Psychologische PsychotherapeutInnen, Kinder- und Jugendlichen-Psy-
chotherapeutInnen, AusbildungskandidatInnen, die sich in Ausbildung an anerkannten Ausbil-
dungsinstituten befinden sowie ärztliche WeiterbildungsassistentInnen im Bereich Psychothe-
rapie. Der Landesverband ist Mitglied im Bundesverband der Vertragspsychotherapeuten 
(bvvp). 
 

(2)    Der Landesverband verfolgt folgende berufspolitischen Zwecke: 
 a)      Vertretung der gemeinsamen berufsständischen und wirtschaftlichen Interessen der 
PsychotherapeutInnen, Erhalt und Weiterentwicklung der vertragspsychotherapeutischen Tä-
tigkeit in Praxis und Klinik, Erhalt der psychotherapeutischen Versorgungsstrukturen insbe-
sondere innerhalb der Richtlinien-Psychotherapie. 
b)      Förderung und Darstellung der Bedeutung der Psychotherapie in der Öffentlichkeit als 
wichtiger Teilbereich der ambulanten Krankenversorgung. 
c)       Gleichstellung aller in der Richtlinien-Psychotherapie tätigen Berufsgruppen. 
d)      Kooperation mit psychotherapeutischen Berufs- und Fachverbänden und anderen Ver-
bänden im Gesundheitswesen. 
e)      Teilnahme an und Interessenvertretung in Körperschaften der Gesundheitsberufe (Kas-
senärztliche Vereinigung Thüringen, KBV, Landesärztekammer, Ostdeutsche Psychotherapeu-
tenkammer, Organe der Krankenkassen u.a.). 
f)       Vertragsgestaltungen, die die Interessen der Mitglieder vertreten. 
 
 

§2 Sitz, Rechtsnatur und Geschäftsbetrieb 

(1)    Der Landesverband hat seinen Sitz in Nordhausen, Käthe-Kollwitz-Str. 14. 
 
(2)    Der Landesverband arbeitet gemäß der in §1 genannten Zielsetzung. Mittel des Landes-
verbandes dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke ausgegeben werden. Die Mitglieder erhal-
ten keine Zuwendungen in ihrer Eigenschaft als Mitglied. Der Zweck des Vereins ist nicht auf 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ausgerichtet. 
 
§3 Geschäftsordnung 

Die Verfahrensregeln der Arbeit des Landesverbandes können – soweit nicht bereits in der 
Satzung enthalten – durch eine Geschäftsordnung bestimmt werden, über die spätestens in 
der folgenden Mitgliederversammlung informiert wird.  
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§4 Mitgliedschaft 
(1)     a)      Mitglieder können alle PsychotherapeutInnen werden  (Ärztliche, Psychologische 
und Kinder- und Jugendlichen-PsychotherapeutInnen),  die die Ziele des Landesverbands nach 
§ 1 Absatz (2) unterstützen. 
b)      Mitglieder können auch ÄrztInnen, PsychologInnen, PädagogInnen und SozialpädagogIn-
nen werden, die sich in Aus- oder Weiterbildung zum/ zur PsychotherapeutIn befinden. 
c)    Studierende der Medizin, Psychologie, Pädagogik und Sozialpädagogik können dann au-
ßerordentliche Mitglieder werden, wenn Sie planen, später als PsychotherapeutIn tätig zu 
werden. 
d)      Fördermitglieder können Personen oder Institutionen werden, die den Landesverband 
für die Erreichung der Ziele nach § 1 Absatz (2) unterstützen möchten. 
e)      Außerordentliche Mitglieder und Fördermitglieder sind Mitglieder ohne Stimm- und 
Wahlrecht. 
 
(2)    Die Zuerkennung der Mitgliedschaft geschieht durch den Vorstand auf schriftlichen An-
trag. 
 
(3)     a)   Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
b)      Die Austrittserklärung hat schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erfolgen. Es ist eine 
dreimonatige Kündigungsfrist zum Ende des Kalenderjahres einzuhalten. 
c)       Die Mitgliedschaft erlischt, wenn trotz zweifacher Aufforderung ohne Angaben von 
Gründen der festgesetzte Beitrag nach einem halben Jahr noch nicht gezahlt worden ist. 
d)      Wenn ein Mitglied in erheblichem Maße gegen Ziele und Interessen des Landesverbands 
verstoßen hat, kann der Ausschluss nur durch einstimmigen Beschluss des Vorstandes nach 
Anhören des Betreffenden erfolgen und muss schriftlich  begründet werden. Im Streitfall ent-
scheidet die Mitgliederversammlung. 
 

 

§5 Jahresbeitrag 

(1) Die Jahresbeiträge werden von der Mitgliederversammlung in geeigneten Abständen über-
prüft und beschlossen. 
 
(2) Die Mitglieder verpflichten sich, den Mitgliedsbeitrag durch Abbuchung von ihren Konten 
einziehen zu lassen. 
 
 

§6 Organe des Landesverbandes 

(1) Organe des Landesverbandes sind 

1. die Mitgliederversammlung und  
2. der Vorstand. 
 

 

§7 Vorstand 

(1)    Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und höchstens acht Mitgliedern. Der/die Vor-
sitzende, der / die erste StellvertreterIn (der / die SchriftführerIn und der / die Schatzmeiste-
rIn) und der / die zweite StellvertreterIn (der / die SchriftführerIn) übernehmen die gesetzliche 
Vertretung nach §26 BGB. Besteht der Vorstand lediglich aus dem/der Vorsitzenden und 
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dem/der StellvertreterIn ist Einzelvertretungsbefugnis gegeben. Besteht der Vorstand aus 
mindestens drei Mitgliedern, sind je zwei von ihnen zusammen vertretungsberechtigt. Alle 
weiteren Vorstandsmitglieder bilden den erweiterten Vorstand mit bis zu fünf BeisitzerInnen. 
 
(2)    Wenn möglich sollen die verschiedenen Berufsgruppen und Verfahren mit je einem Ver-
treter im Vorstand repräsentiert sein. 
 
(3)    Soweit der Vorstand aus mindestens drei Mitgliedern besteht, können Rechtsgeschäfte 
ab einer Höhe von 2000 Euro nur von mindestens zwei Vorstandsmitgliedern gemeinsam ge-
tätigt werden. 
 
(4)    Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung für die Dauer von 3 Jahren gewählt. 
Im Bedarfsfall kann eine Vorstandswahl auch online mit angemessener technischer Unterstüt-
zung durchgeführt werden. Für die Vorstandswahl wird ein Wahlleiter bestimmt. Dieser kann 
bei Vorliegen eines abgestimmten Tableaus die Mitglieder über eine Wahl en bloc abstimmen 
lassen. 
 
(5)    Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Landesverbandes. Zu seinen Aufgaben 
zählen: 
 
- Vorbereitung und Durchführung aller berufspolitischen Aufgaben, wie sie sich aus § 2  her-
leiten 

- Vorbereitung, Einberufung und Durchführung der Mitgliederversammlung 

- Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 

- Vorbereitung eines etwaigen Haushaltsplans und Buchführung 

- Erstellung des Jahresberichts und Vorlage der Jahresplanung 

 
(6)    Der Vorstand ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte Vorstands-
mitgliedern. Er entscheidet mit einfacher Mehrheit. Beschlüsse sind zu protokollieren. Das 
Protokoll ist von 2 Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen. Die Protokolle sind für Mitglieder 
einsehbar. 
 
(7)    Der Vorstand informiert die Mitglieder regelmäßig in geeigneter Form. 
 
(8) Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes mit Funktion wählt der gesamte Vorstand ei-
nen kommissarischen Ersatz bis zur nächsten Mitgliederversammlung. 
 
(9) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann vom Vorstand eine Geschäftsstelle eingerichtet und 
unterhalten werden. Zusätzlich können Verträge mit externen Dienstleistern durch den Vor-
stand geschlossen werden. 
 

(10) Für den Verein können ehrenamtliche, angestellte und selbständige Tätigkeiten ausgeübt 
werden. Neben dem Auslagenersatz können Tätigkeitsvergütungen in Form von Aufwands-
entschädigungen, Honoraren, Lohn und Ehrenamtspauschalen sowie Entschädigungen für 
Verdienstausfall bzw. Zeitversäumnis in Form von monatlichen Pauschalen gezahlt werden. 
Entsprechende Verträge werden durch jeweils 2 der vertretungsberechtigten 
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Vorstandmitglieder unterzeichnet. Näheres kann in einer Erstattungsordnung durch den Vor-
stand festgelegt werden. Die Vorstandsmitglieder sind von den Beschränkungen des § 181 
BGB befreit. 

§8 Mitgliederversammlung 
(1)    Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Es soll 
angestrebt werden, mindestens eine Mitgliederversammlung pro Jahr in Präsenz stattfinden 
zu lassen. Bei Bedarf können Mitgliederversammlungen auch digital durchgeführt werden. 
 
(2)    Die Mitglieder werden mit einer Frist von vier Wochen unter Angabe der Tagesordnung 
vom Vorstand schriftlich eingeladen. Jedes ordentliche und außerordentliche Mitglied hat das 
Recht, bis zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung Ergänzungen zur Tagesordnung 
schriftlich an den Vorstand zu richten. Die Ergänzung ist zu Beginn der Mitgliederversammlung 
bekannt zu geben. 
 
(3)    Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie satzungsgemäß einberufen 
wurde.  
 
(4)    Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit gefasst. 
 
(5)    Die Kassenprüfung erfolgt jährlich durch ein bis zwei jeweils von der Mitgliederversamm-
lung zu bestimmende Mitglieder, die nicht dem Vorstand angehören. 
 
(6)    Beschlüsse und Ergebnisse der Mitgliederversammlung sind zu protokollieren und von 
dem/ der ProtokollführerIn und dem/ der Vorsitzenden zu unterschreiben und zu veröffentli-
chen. 
 
(7)    Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn das 
Interesse des Vereins es erfordert oder wenn sie von mindestens 25 % der Mitglieder schrift-
lich beantragt wird. 
(Der Vorstand kann von sich aus jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung ein-
berufen. Er ist dazu verpflichtet, wenn sie von mindestens 25 % der Mitglieder schriftlich be-
antragt wird.) 
 
(8)    Die Mitgliederversammlung ist das oberste beschließende Organ des Vereins und für alle 
Entscheidungen zuständig, soweit diese Satzung nicht anderweitige Zuständigkeiten vorsieht. 
Ihr obliegt insbesondere: 
- Bestimmung der Grundsätze der Verbandspolitik 

- Wahl und Abberufung des Vorstands 

- Erlass und Änderung einer Beitragsordnung sowie Beschlussfassung über Umlagen 

- Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands 

- Entlastung des Vorstands 

- Genehmigung des Haushaltsplanes für das nächste Kalenderjahr 
- Beschlussfassung über Änderung der Satzung und Auflösung des Vereins. 
 
 
§9 Satzung 



 
 
 
 
 

Seite 5 von 5 
 

(1)    Anträge auf Änderung der Satzung müssen mindestens acht Wochen vor der Mitglieder-
versammlung dem Vorstand schriftlich vorliegen. 
 
(2)    Satzungsänderungen können von der Mitgliederversammlung mit einer 2/3-Mehrheit 
der anwesenden Mitglieder beschlossen werden, wenn in der Einladung zur Mitgliederver-
sammlung der Änderungsantrag in der Tagesordnung aufgeführt ist. 
 

§10 Auflösung des Landesverbandes 
(1)    Die Auflösung des Landesverbandes erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
mit 2/3-Mehrheit, wenn dies in der Tagesordnung angekündigt ist. 
 
(2)    Bei der Auflösung des LV wird das Vereinsvermögen zur Förderung psychotherapeuti-
scher Forschung als gemeinnützig anerkannten Fachgesellschaften zur Verfügung gestellt.  
 
 
 
 
 
 

 
 

 


